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kommt aber auch eine zusätzliche Behandlung in Frage. 
- Die Auswertung wird in der Weise vorgenommen, 
daß der Befall jeder Traube nach der Anzahl der be-
fallenen Beeren abgeschätzt und in Zehnteln ausge-
drückt wird. Die Zehntel werden addiert. Aus der er-
haltenen Summe, durch die Anzahl der gezählten Trau-
ben dividiert und mit 100 multipliziert, ergibt sich der 
Prozentsatz befallener Trauben. 
Beispiel: 
Traube Nr. 1 2 3 4 5 6 7 
Befallener. An teill 4/10 0 5/10 1/ 10 . 7/10 3/10 1/ 10 
-
Von 15 Trauben sind 50/10 = 5 oder 33,30/o des 
Traubengutes befallen. ·Man erhält so ein viel ge-
naueres Bild, als wenn lediglich die angesteckten und 
gesunden Trauben ohne Rücksicht auf die Stärke des 
Befalls gezählt werden2). Bei der Feststellung der 
Brauchbarkeit der Versuchsergebnisse und der Fehler-
grenzen kann den Richtlinien der Deutschen Landwirt-
schaftsgese<llschaft für die Anstellung von Düngungs-
versuchen3) gefolgt werden. 
Die Errechnung des mittleren Fehlers (m) wird nach 
der vereinfachten Formel m = I v. B vorgenommen. 
E v = Summe der Abweichungen vom Mittelwert A. 
Der Faktor B ist bei 2 Teilstücken 0,672 
,, ,, ,, 3 0,295 
„ 4 0,181 
„ 5 0,125 
6 0,093 
A = Mittel des Befalls. 
Beispiel: In den Parzellen la bis ld wurden folgende 
Befallsprozente und Abweichungen von A gefunden: . 
in 1 a 
„ 1 b 
„ 1 C 
„ 1 d 
Mittelwert A 
Befallsprozen te 
25 
20 
28 
23 
Abweichungen von A 
+ 1 
-4 
+ 4 
-1 
24 Sa = 10, ohne 
Berücksichtigung des Vorzeichens. 
2) Das Auszählungsverfahren ist vor Jahren von der Lehr-
und Versuchsanstalt für Wein- und Obstbau in Oppenheim 
für die amtliche Prüfung von Mitteln gegen Botrytis in Vor-
schlag gebracht worden. Es hat sich auch bei der Prüfung 
von Mitteln gegen Oidium gut bewährt„ 
3) ,, Richtlinien für die Anstellung von Düngungsver-
suchen". Herausgegeben von der Deutschen Landwirtschafts-
Gesellschaft. Frankfurt a . .Main 1949. 
Bei 4 Wiederholungen 'hat der Faktor B den Wert 
0,181. Der mittlere Fehler des Mittelwertes Aist dem-
nach I v. B ~ 10 · 0,181 = 1,8. Somit A = 24 ± 1,8. 
m in °/o von A ausgedrückt, gibt ein Maß für die er-
zielte Genauigkeit der Versuchsserie ab. mO/o = m ~lO.!!_ 
1,8 · 100 in unserem Beispiel = ~ - = 7,5. In Versuch 3, 
8 9 10 11 12 13 14 15 1 Sa 15 
0 1 8/ 10 1 4/10 2/10 7 / 10 O 2/10 6/ 10 1 Sa 50/10 
S. 69 ist ein Muster der Versuchsanstellung und -aus-
wertung wiedergegeben. 
Bei der Versuchsauswertung ist noch darauf zu ach-
ten, daß eine Befallsverminderung nicht etwa durch 
eine Reifeverzögerung erkauft wird, daß die Wirkung 
des Mittels also nicht eine nur scheinbare ist. Sofern 
es sich um die Prüfung von Netz- und Haft.mitteln han-
delt, sollte vermieden werden, den zu priifenden Brü-
hen noch Nirosan, Gesarol oder Kolloid- bzw. Netz-
schwefel beizufügen, wei'l diese bereits mehr oder we-
niger starke Netz- und Haftmittel enthalten. Die 
Oidium- und Wurmbekämpfung läßt sich in einem be-
sonderen Arbeitsgang mit Stäubemitteln, welche die 
Versuchsanstellung nicht stören, durchführen. 
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Vereinheitlichung und Kennzeichnung der chemischen Pflanzenschutzmittel 
Von Walther Trappmann 
Mit der Intensivierung der Landwirtschaft steigt die 
Notwendigkeit eines durchgreifenden Schutzes unserer 
Kulturpflanzen vor Schädigungen und Ernteverlusten. 
Um diesen Schutz durchzuführen, stehen uns Hygiene-
maßnahmen, vorbeugende Anbau- und Kulturmaßnah-
men, Verfahren der Resistenzzüchtung, der biologisch.en 
Bekämpfung, der physikalisch-technischen Bekämpfung 
und der chemischen Bekämpfung zur Verfügung. Keines 
dieser Verfahren ist hundertprozentig, jedes hat seine 
Vor- und seine Nachteile und seine Berechtigung; es ist 
müßig, sich über Wert und Unwert der einzelnen Ver-
fahren zu streiten. 
Wichtig sind die Verfahren der chemischen Bekämp-
fung, da sie sehr oft die „ultima ratio" sind, wenn bei 
Unterlassung oder auch trotz Beachtung der Hygiene-
und der vorbeugenden Maßnahmen doch Schädlinge 
und Krankheiten auftreten, . zur Massenvermehrung 
kommen und die größten Ernteverluste zu verursachen 
drohen. 
Die chemische Bekämpfung ist gekennzeichnet durch 
Anwendung chemischer Stoffe und Stoffgemische, Pflan-
zenschutzmittel, die in steter Fortentwicklung stehen 
und mit der Entwicklung der chemischen Industrie der 
letzten 30 Jahre auch einen großen Aufschwung genom-
men haben. So notwendig die Ausarbeitung neuer und 
immer besserer Mittel auch ist, so unerfreulich ist doch 
die Feststellung, daß wir z. Z. einer verwirrenden Hoch-
flut alter, neuer und neuester Präparate gegenüber-
stehen, die selbst der Fachmann heute nicht mehr über-
sehen kann. 
Wohl gibt es hier und da unter diesen vielen Mitteln 
noch Schwindelpräparate, die mit tönenden Worten viel 
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versprechen und wenig oder nichts halten, doch diese 
wenigen Präparate sind Ausnahmen geworden, sie 
haben keine volkswirtschaftliche Bedeutung. Durch die 
seit 1919 in Deutschland durchgeführte amtliche Prü-
fung von Pflanzenschutzmitteln und -geräten und durch 
die aufgeschlossene Mitarbeit der Pflanzenschutzmittel-
industrie an dieser Prüfung ist der deutsche Pflanzen-
schutzmittelmarkt weitgehend bereinigt und ein beacht-
licher, jedem Vergleich mit dem Ausland gewachsener 
hoher Stand unserer Pflanzenschutzmittel erreicht wor-
den. Nicht die Frage nach brauchbaren Präparaten ist 
unsere Sorge, wohl aber die fast unübersehbare Viel-
heit der deutschen Präparate. Es erhebt sich die Frage: 
Ist die ständig steigende Zahl oft gleichwertiger Präpa-
rate notwendig, läßt sie sich einschränken, oder gibt es 
Möglichkeiten, diese an sich brauchbaren Mittel durch 
Vereinheitlichung, Klassifizierung und deutliche Kenn-
zeichnung auch dem Verbraucher leichter verständlich 
zu machen? 
I. Einschränkung der Zahl der Mittel 
Man hat versucht, die Zahl der Mittel durch staatliche 
Registrierung mit Zulassungszwang, durch obligato-
rische Prüfung mit Zulassungszwang, durch fakultative 
Prüfung oder sonstige einschränkende Maßnahmen ein-
zudämmen. 
1. Die s t a a t 1 i c h e R e g i s t r i e r u n g m i t Z u -
1 a s s u n g s z w a n g erscheint auf den ersten Blick 
als bestes, brm:1chbarstes Eindämmungsverfahren. Die 
Handelserlaubnis wird nur für die Mittel erteilt, die auf 
Grund ihrer chemischen Zusammensetzung als brauch-
bar angesehen und registriert werden. Wirkstoff und 
Wirkstoffgehalt können einer von staatlichen Unter-
suchungsstellen durchgeführten Handelskontrolle un-
terstellt werden. Abgesehen von offenkundigen Schwin-
delpräparaten muß bei diesem Registrierungsverfahren 
jedes Mittel zum Handel zugelassen werden. Diese 
staatliche Registrierung führt, wie das Beispiel der USA 
zeigt, in keiner Weise zu einer Abnahme der Zahl d~r 
Mittel. Der bekannte Katalog von Donald E. H . F r e a r 
(Pesticide Handbook. State College, Penn. 1951) führt 
für das Jahr 1950 über 4000 Pflanzenschutzmittel an. 
Registriert waren jedoch in USA zur gleichen Zeit allein 
an Insektiziden über 16 000 Präparate. 
2. Die o b 1 i g a t o r i s c h e s t a a t 1 i c h e P r ü -
f u n g rri i t Zu 1 a s s u n g s zwang sieht neben der 
Registrierung, der chemischen Prüfung und chemischen 
Handelskontrolle eine biologische Pr.üfung vor, verbun-
den mit dem Einsatz der Mittel in der landwirtschaft-
lichen Praxis, um die Brauchbarkeit der zum Handel 
zugelassenen Mittel sicherzustellen. Die für die Bewer-
tung der Mittel beachteten Maßstäbe und Forderungen 
können hierbei nicht so streng sein, wie bei der näch-
sten Gruppe, da mit einer Afüehnung der Mittel auch 
sofort der Vertrieb unmöglich gemacht wird. So er-
reicht man mit diesem Prüfverfahren wohl eine stärkere 
Auswahl als bei der einfachen Registrierung, aber doch 
keine wesentliche Einschränkung .der Mittelzahl. Ein 
obligatorischer staatlicher Prüfungszwang für alle Mit-
tel ist bei hochindustrialisierten, auf Ausfuhr angewie-
senen Ländern nicht oder nur sehr schwer durchzu-
führen, wohl aber bei Staaten mit vorwiegend landwirt-
schaftlichem Charak_ter und begrenzter Industrie (Oster-
reich, Schweiz, Holland) . 
3. Eine f r e i w i 11 i g e s t a a t 1 i c h e P r ü f u n g 
o h n e Z u 1 a s s u n g s z w a n g finden wir in Staaten, 
die eine große, auch auf Export angewiesene Industrie 
haben, wie England und Westdeutschland. Die Prüfung 
ist freiwillig. Der Maßstab, der bei dieser Prüfung an 
die Mittel angelegt wird, kann recht hoch gehalten wer-
den, da auch eine Ablehnung eines Mittels noch kein 
Handelsverbot bedingt. Durch diese hohen Prüfungs-
anforderungen werden nicht nur minderwertige oder 
nicht voll befriedigende Präparate von der amtlichen 
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Liste ausgeschlossen, es wird auch die Entwicklung, 
guter und bester Präparate sehr gefördert und vorwärts 
getrieben, da jedes neue Mittel mit den besten bereits. 
anerkannten Präparaten verglichen wird. 
Der hohe Stand der deutschen Pflanzenschutzmittel. 
ist' vornehmlich dieser freiwilligen und hohe Ansprüche • 
stellenden amtlichen Prüfung zu verdanken. Die frei-
willige Prüfung bringt in den ersten Jahren nur eine 
kleine Auswahl geprüfter guter Mittel und eine große· 
Zahl nicht geprüfter Mittel. Setzt sich aber, wie in 
Deutschland, die Prüfung durch, wird durch ständige 
Aufklärung der Verbraucher, durch verständnisvolle· 
Mitarbeit der Indu~trie und durch sorgfältiqste Durch-
führung der Prüfung erreicht, daß nichtanerkannte Mit-
tel wirtschaftlich keine Bedeutung mehr haben, d. h. daß 
ein wirtschaftlich beachtlicher Vertrieb eines Mittels. 
ohne Prüfung und Anerkennung nicht mehr möglich 
ist, so führt diese Prüfung neben der Qualitätssteige-· 
rung auch zu einer gewissen Minderung der Mittelzahl. 
Da nichtanerkannte Mittel immer noch im Handel blei-
ben können, muß in diesem Fall die die Prüfung leitende· 
Zentralstelle, wie in Deutschland, berechtigt und ver-
pflichtet sein, vor ausgesprochenen Schwindelpräpa-
raten öffentlich zu warnen. 
. 4. Als w e i t e r e e i n s c h r ä n k e n d e M a ß -
·nahmen wurden folgende Vorschläge gemacht: 
a) Normung der Präpara t e . Zweck der Nor-
mung ist die Vereinfachung der Prüfung und -die 
Beschleunigung der Anerkennung. Eine Normung 
is.t möglich bei Präparaten, bei denen man nach der 
chemisch-physikalischen Beschaffenheit sicher auf 
Brauchbarkeit rechnen und sich auf eine chemisch-· 
physikalische Prüfung und auf e ine laufende Han-
delskontrolle beschränken kann. Die Normung liegt 
somit scheinbar im Interesse der Industrie. Tatsäch-
lich aber trifft das nicht Zll, denn Normung bringt 
leicht Stillstand der Entwicklung; sie regt aber, da 
sie allgemein bekannt wird, andere und oft uner-
fahrene Firmen zur Neuaufnahme der Produktion 
an und vergrößert so die Zahl der Mittel. 
b) Ab 1 eh nun g „ü b er f 1 ü s s i g er" Mitte 1. Die 
Zahl der Mittel in einer Gruppe hängt vornehmlich 
vom Bestehen eines P a t e n t s c h u t z e s ab. Ist 
eine Verbindung patentgeschützt, so hat die her-
stellende Firma es in der Hand, die Zahl der Lizenz-
nehmer - wie z. B. bei DDT in Deutschland - weit-
gehend zu beschränken. Ist eine Verbindung nicht 
patentiert, so ist die Zahl der Einzelfabrikate kaum 
einzudämmen. Der Vorschlag, von solchen Gruppen 
vielleicht nur 3 Präparate zu prüfen und anzuerken-
nen und a 11 e w e i t e r e n a b z u 1 e h n e n , ist · 
im Sinne der freien Wirtschaft und Demokratie nicht 
durchführbar und würde auch die Weiterentwick-
lung hemmen, die nur im freien Spiel der Kräfte 
durch ständige Auswahl des Besten möglich ist . 
Außerdem ist zu beachten, daß für viele deutsche 
Mittel die A u s f u h r Wichtiger ist als der Inlands-
absatz. Manches Mittel, auf das wir im Inland viel-
leicht verzichten könnten, wird vom Ausland ver-
langt und bringt Devisen. Die ausländische Regie-
rung aber läßt die Einfuhr nur zu, ·wenn es in unse-
·rem Pflanzenschutzmittel-Verzeichnis als anerkann-
tes Mittel geführt wird. 
c) B es c h r ä n kt e Ab gab e de r Wirkstoffe. 
In der Industrie gibt es Firmen, die selbst die Wirk-
stoffe herstellen und weiterverarbeiten, und solche, 
die die Wirkstoffe .zur Weiterverarbeitung beziehen 
müssen. Die Industrie leidet selbst unter der Unzahl 
der Mittel und klagt über sie. Wenn die Hersteller 
die Weitergabe dieser Wirkstoffe nur auf wenige, 
zuverlässig arbeitende Firmen zur Weiterverarbei-
tung beschränken würden, könnte die Zahl der Mit-
tel wesentlich herabgesetzt werden. 
d) D o p p e 1 b e nenn u n g d er M i t t e 1. Wichtig 
ist die Frage der Doppelbenennung der Mittel. Eine 
solche kann dadurch entstehen, daß eine Firma das 
von einer anderen Firma bezogene, bereits fertige 
Mittel unter neuer, eigener Markenbezeichnung ver-
kaufen möchte, um dem Verbraucher gegenüber als 
Hersteller zu erscheinen, oder claß eine Firma das 
gleiche Mittel in zwei Aufmachungen mit verschie-
denen Namen einmal in Drogerien und Apotheken 
(selbstverständlich zu einem höheren Preise), das 
andere Mal in Basaren und Warenhäusern (dann 
zum billigen Preise) verkauft. Beides ist als Irre-
führung der Verbraucher abzulehnen. Jeder Fabri-
kant sollte Wert darauf legen, daß sein Marken-
präparat nur in e i n e r Form und unter e i n e m 
und zwar seinem Markennamen verkauft wird. Die 
deutschen Prüfungsbedingungen sehen vor, daß Dop-
pelbenennungen nicht gestattet sind und etwaige 
Ausnahmen der Zustimmung der Biologischen Bun-
desanstalt bedürfen. 
e) Abgabe der Mittel. . Der Versuch, Marken-
präparate unter neuer Bezeichnung abzugeben, wird 
erschwert, wenn Pflanzenschutzmittel, wie es die 
Prüfungsbedingungen und die Giftverordnungen 
· auch vorschreiben, und wie es allgemein üblich ist, 
nur in festen Originalpackungen der 
H e r s t e 11 e r firm e n abgegeben werden dür-
fen. Die Fälle, in denen Giftgetreide aus großen Vor-
ratsbehältern lose in der Tüte verkauft wird, dürf-
ten heute zu den Seltenheiten gehören. Auch das 
bestehende V e r b o t d e s H a u s i e r e n s mit 
Schädlingsbekämpfungsmitteln wirkt sich in dieser 
Richtung aus. 
f) S t r e i c h u n g ü b e r h o 1 t e r M i t t e 1 a u s 
. d e m V e r z e i c h n i s. Die Zahl der z. Z. noch im 
deutschen Pflanzenschutzmit~el-Verzeichnis stehen-
den Mittel entspricht nicht der wirklichen Lage. Öb-
wohl in jedem Jahr die Anfrage an die Hersteller-
firmen ergeht, ob ihre Mittel auch nqch im Handel 
sind, ist selten eine Firma von sich aus bereit, die 
Streichung eines nur noch in wenigen Packungen 
auf Lager befindlichen und nicht mehr neu herge-
stellten Mittels zu beantragen. So wurden von Jahr 
zu Jahr viele überholte Mittel mitgeführt, die prak-
tisch nicht mehr im Handel waren. Die Biologische 
Bundesanstalt hat in diesem Jahre mit dem Industrie-
verband vereinbart, daß für jede Weite r f ü h -
rung im Pflanzenschutzmittel-Ver-
z eich n i s eine jäh r 1 ich e Gebühr zu zah-
len ist. Als Folgeerscheinung sind sofort Anträge 
auf Streichung von Mitteln eingegangen. 
II. Vereinheitlichung der Mittel durch Kennzeichnung 
Die genauere Kennzeichnung der Mittel nach Art und _ 
Menge ihrer Wirkstoffe führt zu einer weitgehenderi 
Bereinigung des Marktes. Gärtner, Winzer, Obstzüch-
ter und Landwirte wollen heute keine Mittelchen mit 
unverständlichen Phantasienamen ("Hubertus-Salz"), 
sondern fordern Pyrethrum-, DDT-, Hexa- oder Ester-
präparate. Der Arzt muß bei Unglücksfällen auf den 
Packungen die Art des Giftes feststellen und danach 
seine Gegenmittel · wählen können. Die ausländischen 
Einfuhrstellen fordern oft genaue Analysen, fast im-
mer aber Angabe der Art und Menge des Wirkstoffes. 
So liegt eine gute Kennzeichnung der Mittel auch im 
Interesse einer jeden zuverlässig arbeitenden Firma. 
Einwände, daß durch solche offenen Deklarierungen 
des Wirkstoffes Fabrikgeheimnisse verraten würden, 
werden nicht ernst genommen. Die Konkurrenz, die die 
Zusammensetzung nicht wissen soll, weiß sie am ersten. 
In besonderen Fällen kann die Wirkstoffart so ange-
geben werden, daß der Zweck . der Kennzeichnung er-
reicht wird, ohne daß Fabrikationsgeheimnisse verraten 
werden. 
Die ehemalige Biologische Reichsanstalt hat wenige 
Jahre vor dem Kriege bei den Herstellerfirmen darauf 
gedrungen, daß die Mittel nach ihrer Art und Anwen-
dung . näher gekennzeichnet würden. So entstanden 
Gruppenbezeichnungen, wie „Blattlausspritz.mittel", 
„Blutlauspinselmittel", ,,Erdflohstäubemittel", denen der 
Markenname dann zugesetzt wurde. Auch der Wirk-
stoff selbst wurde bereits offen gekennzeichnet, wenn 
die Präparate . als „Pyrethrum-Derris-Spritzmittel", 
.,Quassia-Spritzmittel", ,,Bleiarsenatpaste" usw. be-
zeichnet wurden. 
Die große Entwicklung der neuartigen Insektizide, 
Fungizide, Rodentizide und Herbizide nach dem Kriege 
ließ es dann als notwendig erscheinen, daß im Sommer 
1950 von der Biologischen Bundesanstalt und der In-
dustrie-Fachgemeinschaft ein gemeinsamer „Ausschuß 
zur Kennzeichnung der Pflanzenschutzmittel" gebildet 
. wurde, der verbindliche Richtlinien für die Kennzeich-
nung der Pflanzenschutzmittel aufstellte, die auch eine 
Gruppierung und Klassifizierung der . Mittel ermöglicht. 
Bisher sind in diesen Richtlinien 14 Gruppen aufgestellt 
worden; das Pflanzenschutzmittel-Verzeichnis selbst 
bringt eine weitere Aufteilung und Gruppierung aller 
Mittel. Als Gruppenbezeichnungen werden, soweit 
zweckmäßig, die international festgelegten Bezeichnun-
gen vorgesehen (ANTU, DDT usw.). Gleichzeitig wur-
den in Zusammenarbeit mit der Industrie die Anwen-
dungskonzentrationen einheitlich festgelegt und auf 
das .Mindestmaß beschränkt. 
Die Kennzeichnung kann umfassen: 
1. Angab e de s Wirkstoffe s. Die Art des Wirk-
stoffes bzw. die Wirkstoffgruppe wird grundsätzlich 
auf den Packungen und Prospekten aller Pflanzen-
schutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel angegeben. 
Enthält das Präparat mehrere Wirkstoffe, so sind 
alle Wirkstoffe aufzuführen. Die . Reihenfolge der 
Angabe: Markenname - Gruppenname bleibt den 
Firmen überlassen. 
Beispiel: Perdol (Hexaspritzmittel) oder Hexaspritz-
mittel Perdol. 
Eine besondere Aufführung des Wirkstoffes kann 
unterbleiben, wenn dessen Art aus dem Marken-
namen bereits unmißverständlich zu ersehen ist (z.B. 
Derris-Stäubemittel „Horcher"). 
2. A n g a b e d e s W i r k s t o f f g e h a 1 t e s. Der 
Wirkstoffgehalt ist dann anzugeben, wenn die An-
gabe für die Anwendungskonzentration des Präpa-
rates oder für den Arzt oder Tierarzt bei Unglücks-
fällen notwendig ist. 
Beispiele: 
Nikotin 95/980/o Gesarol 10 
Nikotinsulfat 400/o Gesarol 50 
Tabakextrakt 8-100/o 
Dinitrokresolpaste 25 
Dinttrokresolpulver 50 
1000/o ANTU 
500/o ANTU 
300/o ANTU 
3. Angabe der Präparat a r t bzw. der An -
w e n d u n g s f o r m. Bei allen Präparategruppen ist 
grundsätzlich die P,räparateart bzw. das Anwendungs-
verfahren eindeutig anzugeben, z. B. Spritzmittel, 
Stäubemittel, Streumittel usw.; bei Rattenmitteln 
muß der Aggregatzustand angegeben werden (z. B. 
Rattosol flüssig, Nekoi-Paste, MZ-Brocken). 
4. A n g a b e d e r A n w e n d u n g s k o n z e n t r a -
t i o n. Um die Anwendungsvorschriften zu verein-
fachen, werden die Anwendungskonzentrationen der 
Präparate weitgehend vereinheitlicht. Die Angabe 
der Anwendungskonzentration auf Packungen und 
Prospekten kennzeichnet innerhalb gewisser Gren-
zen gleichzeitig den Wirkstoffgehalt. · Einzelheiten 
sind wiederum bei den betreffenden Präparategrup-
pen festgelegt. 
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Zugelassene Anwendungskonzentrationen z. B.: 
Quassia 0,050/o und 0,50/o 
Derris 0, 1 0/o und 0,50/o 
DDT 0,20/o, 0,50/o, 1 0/o. 
5. An gab e d es F er t i g u n g s da tu ms. Das Fer-
tigungsdatum ist bei folgenden Präparategruppen 
anzugeben: 
flüssige Kolloidschwefel, 
leicht verderbliche Ködermittel, 
Meerzwiebelpräparate, 
Nikotin-Räuchermittel, 
Rattenbrocken. 
Diese Richtlinien erzielen durch Vereinheitlichung, 
Klassifizierung und Kennzeichnung der Mittel eine 
Vereinfachung und Bereinigung des Pflanzenschutzmit-
telmarktes. Sie erreichen zusammen mit der freiwilli-
gen Prüfung, also ohne Zwang, auch eine zahlenmäßige 
Verminderung der überflüssigen und unbrauchbaren 
Präparate. 
Schäden und Mifibildungen bei Zuckerrüben durch 2,4 D 
Von Dr. 0. Marcus. Pflanzenschutzamt Kassel-Harleshauscn 
Der steigende Einsatz von Wuchsstoffmitteln auf 
2,4 D-Basis zur Unkrautbekämpfung w.ird voraus·sicht-
lich in zunehmendem Maße auch Schädigungen an den 
Kulturpflanzen, sei es durch fehlerhafte, nicht zeit-
gerechte Anwendung, sei es durch Windabtrift dieser 
Mittel, bewirken. Es soll daher im folgenden über 
einen Schadensfall mit U 46 bei Zuckerrüben berichtet 
werden. 
Im Juni 1951 wurden dem hiesigen Pflanzenschutz-
amt junge Zuckerrübenpflanzen mit eigenartigen 
Wachstumsstörungen und Blattmißbildungen zur Fest-
stellung der Ursache ge·sandt. Nach Art der Schä-
digung wurden sofort Wuchsstoffe als Ursache ver-
mutet. Am folgenden Tage fand daher eine Besich-
tigung der SchadenssteHe statt, wobei sich folgendes 
Schadbild ergab. Die Schadstelle erstreckte sich über 
die gesamte Länge des Ackers entlanq der Grenze 
zum Nachbarfeld, welches mit einem Hafer-Gersten-
Gemenge bestellt war. Am schwersten betroffen wa-
ren die _ersten 3-4 Grenzreihen, während die Begren-
zung im Rübenbestande nicht scharf, sondern gleitend 
mit mehr oder weniger großen Ein- und Ausbuchtun-
gen verlief. Die Rüben waren im Wachstum stark zu-
rückgeblieben, und sehr viele zeigten die schon am 
eingesandten Material beobachteten charakteristischen 
Blattdeformationen. Die äußersten (ältesten) Blätter 
der Blattrosette waren verhältnismäßiq klein und teils 
schwächer, teils stärker gekräuselt oder gewellt. Aus 
der Mitte der Blattrosette erhob sich nahezu senkrecht 
ein mächtiger runder, röhrenförmiger Blattstiel, dessen 
Abb. 1. . 2.4 D-geschädigte Zuckerrübenpflanze (Juni 1951 ). 
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oberes Ende eine 2-3lappige Blattspreite trug (Abb. 1 
bis 3). Der obere Teil der Blattstielröhre war mit Tau-
oder Regenwasser gefüllt, während der Stiel unten den 
Vegetationskegel eng umschloß. Bei einigen dieser 
Pflanzen hatten die neu hinzuwachsenden Blätter je-
Abb. 2. Durch 2,4 D dreilappiges Zuckerrübenblatt mit stark 
entwickelter Blattstielröhre; äußere Blätter entfe rnt. 
(Juni 1951) . 
doch bereits die Basis der Stielröhre gesprengt und 
zwängten sich mühsam heraus. Bei anderen Pflanzen 
umschloß der mächtig entwickelte Blattstiel den Vege-
tationskegel nur unvollständig, und die Blattspreite 
wies erhebliche Mißbildungen und Verkrümmungen 
auf. Zuweilen gabelte sich die Mittelrippe in der Nähe 
der Blattspitze, so daß diese zweilappig erschien. 
Der Schaden entstand durch Windabtrift von 2.4 D-
Lösung, als das angrenzende Gersten-Hafer-Gemenge 
mit 1 kg U 46 je' ha behandelt wurde. Zu dieser Zeit 
waren die Zuckerrüben bereits verhackt, aber noch 
nicht verzogen. Ein Teil der jungen Rübenpflanzen 
war eingegangen, der andere im Wachstum sehr zu-
rückgeblieben. Um die geschädigten Pflanzen wieder 
zu kräftigerem Wachstum anzuregen, erhielt die Schad-
stelle Anfang Juli eine Gabe von 2 dz/ha Nitratstickstoff. 
Im August hatten die Zuckerrüben beträchtlich an 
Blattmasse zugenommen; die eingeschlossenen Herz-
blätter hatten überall den sie umschließenden Blatt-
stiel gesprengt und wuchsen seitlich 'heraus. Gleich-
zeitig waren seitlich am Rübenkopf neue Blattrosetten 
entstanden, so daß die Zahl der Blätter gegenüber den 
ungeschädigten Rüben bedeutend vermehrt war. Die 
neuen zugewachsenen Blätter waren nun wieder nor-
mal ausgebildet, erreichten aber nicht die Größe wie 
